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Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen davon ausge- 1244 
gangen werden kann, dass sich 9-ie_,vom Makler nachge­ 
wiesene Vertragsgelegenfieit zerschlagen hat und der 
Kausalzusammenhang zwischen dem Nachweis der Ver­ 
tragsgelegenheit und dem Abschluss des Hauptvertrags - 
eines Darlehensvertrags - demgemäß unterbrochen ist 

Zur Pflicht des Notars, im Zusammenhang mit der Beur- 1247 
kundung eines Vertrags zu klären, ob es sich um einen 
Verbrauchervertrag im Sinne des § 17 Abs. 2a BeurkG 
handelt, und bei verbleibenden Zweifeln den Beteiligten 
wie einen Verbraucher zu behandeln, insbesondere auf 
die Einhaltung der Wartefrist des § 17 Abs. 2a Satz 2 Nr. 2 
BeurkG hinzuwirken 

Zum Schadensersatzanspruch eines Fußballvereins, des- 1251 
sen Zwangsabstieg aus der Liga, an deren Spielbetrieb 
er teilgenommen hatte, auf der Grundlage eines Be­ 
schlusses erfolgte, der später gerichtlich für nichtig er- 
klärt wurde 

Zur Befugnis des Insolvenzverwalters, über das Vermö- 1256 
gen einer Aktiengesellschaft eine Klage auf Feststellung 
der Nichtigkeit des Jahresabschlusses gegen die durch 
Vorstand und Aufsichtsrat vertretene Gesellschaft zu er­ 
heben; zur Mitteilung eines Beschlusses der Hauptver­ 
sammlung über die Abberufung eines abwesenden Auf­ 
sichtsratsmitglieds durch den mit der Niederschrift be­ 
trauten Notar; zum guten Glauben eines Dritten an die 
Vertretungsmacht von abberufenen Aufsichtsratsmitglie- 
dern, solange die zum Handelsregister eingereichte Liste 
nicht aktualisiert worden ist 

Rechtsschutzinteresse des Insolvenzverwalters für eine 1263 
Klage auf Feststellung der Nichtigkeit des Jahresab­ 
schlusses gegen eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
grundsätzlich auch dann, wenn er den beanstandeten 
Jahresabschluss durch einen neuen Abschluss ersetzt 
hat; zur Vertretung einer führungslosen Kommanditge­ 
sellschaft auf Aktien durch den Aufsichtsrat allein 

Anteilsgewährungspflicht grundsätzlich auch bei Ver- 1269 
schmelzung beteiligungsidentischer Schwestergesell­ 
schaften eines einzelnen Gesellschafters und konkluden- 
ter Verzicht darauf im Verschmelzungsvertrag 



Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung 

Bundesgerichtshof 28.5.2020 V ZB 56/19* 

Bürgerliches Recht und Handelsrecht 
EuGH 4.6.2020 Rs. C-828/18 

Bundesgerichtshof 

Bundesgerichtshof 

11.10.2019 V ZR 7/19 

19.12.2019 V ZB 145/18 

Zur Auslegung von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 86/653/ 1274 
EWG: Fehlende Befugnis des Auftragnehmers zur Ände- 
rung von Preisen und Vertragsbedingungen der Kaufver- 
träge des Auftraggebers steht Handelsvertretereigen­ 
schaft nicht entgegen 

Zur formlos wirksamen Vereinbarung, mit der die Partei- 1276 
en eines notariellen Grundstückskaufvertrags die Mög­ 
lichkeit zur Nutzung des Grundstücks beschränken nach 
bindend erklärter Auflassung 

Zum Einfluss einer vorläufigen Untersagung der Begrün- 1278 
dung von Wohnungs- oder Teileigentum gemäß§ 15 Abs. 
1 Satz 2 in Verbindung mit § 172 Abs. 2 BauGB als be­ 
hördliches Veräußerungsverbot im Sinne von § 136 BGB 
auf den Vollzug einer Teilungserklärung im Grundbuch 

18. Internationaler Retail-Bankentag 
der Börsen-Zeitung 

www.retai\ban¼entag.de 

Zu den Wirkungen des in§ 11 lh Abs. 2 Satz 1 StPO ange- 1270 
ordneten Vollstreckungsverbots für alle in § 11 lf StPO 
geregelten, in Vollziehung eines Vermögensarrests ent­ 
stehenden Sicherungsrechte der Staatsanwaltschaft 

18. Internationaler 
Retail-Bankentag der 
Börsen-Zeitung 

22. September 2020 

Börsen-Zeitung 
1 1 

lnformationen:Tel. +49 69 2732 553 

1 1 

II,,:~,, 'f . ,l! . ~ 
;:;. . 1 1:..1 •• 

Die mit ♦ gekennzeichneten Entscheidungen des BGH sind zum Abdruck in der amtlichen Sammlung vorgesehen. 
Nicht amtliche Leitsätze zu Entscheidungen des BGH sind kursiv gesetzt. Leitsätze zu Entscheidungen der Instanzgerichte sind überwiegend durch den Einsender oder 
die Redaktion verfasst. 
Die mit einem * gekennzeichneten Entscheidungen sind zur Veröffentlichung und Besprechung in der Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und Bankrecht (WuB) 
vorgesehen. 
Nur soweit der Redaktion bis zur Drucklegung die Rechtskraft einer inslanzgerichtlichen Entscheidung mitgeteilt worden ist, wird dies im Anschluss an das Aktenzeichen 
vermerkt. Ein fehlender Rechtskrafthinweis muss daher nicht bedeuten, dass die Entscheidung nicht rechtskräftig geworden ist. 

Redaktion: Rechtsanwalt Dr. Christopher Kienle, Frankfurt a. M.; Professor Dr. Tobias Lettl, LL.M. (EUR), Universität Potsdam; Rechtsanwalt Dr. Helmut Merkel, Frankfurt 
a. M.; Arne Willig, Essen; Rechtsanwalt Dr. Andreas Lange, Frankfurt a. M. (presserechllich verantwortlicher Redakteur) 
Redaklionsbeirat: Rechtsanwalt Thorsten Höche, Chefsyndikus des Bundesverbandes deutscher Banken e. V., Berlin (Vorsitzender); Vizepräsident des BGH Prof. Dr. 
Jürgen Ellenberger, Karlsruhe; Rechtsanwältin Dr. Anna Heidelbach, Leiterin der Rechtsabteilung der DZ-Bank AG, Frankfur t a. M.; Professor Dr. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus 
J. Hopt, Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht a.D., Hamburg; Rechtsanwältin Dr. Karen Kuder, Chefsyndikus der Deutschen 
Bank AG, Frankfurt a. M.; Ilse Lohmann, Richterin am Bundesgerichtshof, Karlsruhe; Professor Dr. Peter 0. Mülbert, Direktor des Instituts für Internationales Recht des 
Spar-, Giro- und Kreditwesens an der Johannes Gutenberg-Universität, Mainz 
Verlag: Herausgebergemeinschaft WERTPAPIER-MITTEILUNGEN Keppler, Lehmann GmbH & Co. KG, Postfach 11 09 32, 60044 Frankfurt a. M.; Düsseldorfer Straße 16, 
60329 Frankfurt a. M., Geschäftsführung: Axel Harms, Torsten Ulrich, Dr. Jens Zinke 
Telefon Redaktion: Dr. Andreas Lange (0 69) 27 32-164, E-Mail: a.lange@wmrecht.de; Lektorat: Heike Back (0 69) 27 32-172, E-Mail: H.Back@wmrecht.com; 
Sekretariat: Sylvia Mahler (0 69) 27 32-188, E-Mail: s.mahler@wrnrecht.de 
Anzeigen: Ralf Becker (0 69) 27 32-553, E-Mail: r.becker@wmrecht.de, Vertrieb/Nachbestellungen: (0 69) 27 32-142; Telefax (0 69) 23 26 85 
Satz: mediaTEXT Jena GmbH, Richard-Sorge-Straße 6a/b, 07747 Jena, E-Mail: inlo@mediatext.de 
Druck: Offsetdruckerei E. Sauerland GmbH, Am Spitalacker 1, 63571 Gelnhausen, Telefon (0 60 51) 5 38 38-10. 
Bei Einzelbezug des Teils IV der WERTPAPIER-MITTEILUNGEN beträgt der Abonnementpreis monatlich€ 97,90 (inkl. MwSt.)+€ 7,95 Versandkostenzuschlag (inkl. MwSt.). 
Auslandsbezug ohne Mehrwertsteuer+ € 9, 10 Versandkostenzuschlag. Für Mitglieder der ARGE Bank- und Kapitalmarktrecht gibt es für die Dauer des Fachanwaltslehr­ 
gangs einen Rabatt von 50 % auf den Abonnementpreis. 
Im Preis inbegriffen sind die jährlichen zwei Einbanddecken. 
Bei Nichtbelieferung infolge höherer Gewalt oder infolge von Arbeitskämpfen bestehen keine Ansprüche gegen den Verlag. 
Abbestellungen nur zum Quartalsende bei dreiwöchiger Kündigungsfrist. 
©2020 Herausgebergemeinschaft WERTPAPIER-MITTEILUNGEN, Frankfurt am Main- ISSN 0342-6971 
Urheber- und Verlagsrechte: Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Urheberschutz besteht auch für die veröffentlichten Gerichtsentschei­ 
dungen und deren Leitsätze, soweit sie vom Einsender oder der Redaktion erarbeitet oder redigiert worden sind. Jede Vervvertung außerhalb der Grenzen des Urheberechts­ 
gesetzes ist ohne Zustimmung unzulässig und strafbar. Dies gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und 
Verarbeitung in elektronischen Systemen. 
Manuskripte: Die Übersendung eines Manuskripts beinhaltet die Erklärung, dass der Verfasser den Beitrag oder einen Beitrag mit gleichem Gegenstand nicht zeitnah 
anderweitig anbietet. Für unverlangt eingereichte Manuskripte übernehmen Verlag und Redaktion keine Haftung. Mit der Annahme zur Veröffentlichung erwirbt der Verlag 
vom Verfasser alle Rechte, insbesondere das ausschließliche Verlagsrecht für die Zeit bis zum Ablauf des Urheberrechts und die Befugnis zur Einspeicherung in 
eine Datenbank sowie das Recht zur weiteren Vervielfältigung zu gewerblichen Zwecken im Wege eines photomechanischen oder eines anderen Verfahrens. 
Hinweise für Autoren unter www.wertpapiermitteilungen.de 

WERTPAPIER-MITTEILUNGEN Teil IV 

II 



ZlnsO 28/2020 Inhaltsverzeichnis 

Inhaltsverzeichnis 

ZlnsO-Aktuell 

ZlnsO-Beilage: Insolvenzreport 28/2020 

ZlnsO-Aufsätze 

Intellectuali>roperty (IP) in der Insolvenz................... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1445 
von Professor Dr. Torsten Martini, Berlin 

Zur Frage der Verjährung von insolvenzanfechtungsrechtlichen Ansprüchen gemäß§ 146 Abs. 1 lnsO. . . . . . . . . . . . . . 1452 
von Rechtsanwalt Charalambos Bograkos und Steffen Sachse, Wirtschaftsjurist (LL.B.), Berlin 

Auskunftsanspruch nach Art. 15 DSGVO im Insolvenzverfahren.... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1457 
von Ass. Ju1: Alexander Bleckat und Ass. Jur: Frederic Kor, Hamburg 

ZlnsO-Bücher- und Zeitschriftenreport 

In dieser Rubrik geben wir eine Übersicht über die wichtigsten und interessantesten Veröffentlichungen aus dem Bereich 
des Insolvenzrechts....................................... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1461 

Diese Ausgabe enthält eine Rezension zu folgendem Titel: 
Ernst Riedel, Lohnpfändung und Insolvenz (RWS-Skript 357) 

ZlnsO-Rechtsprechungsreport 

Entscheidungsreport 

• Insolvenzrecht 

(Anteilige) Aufspaltung von Arbeitsverhältnis bei Betriebsübergang auf mehrere Erwerber (,,I"). . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1464 
EuGH, Urt. v. 23. 3. 2020 - Rs. C-344/18 (Arbeidshof te Gent) 

Inhalt und Reichweite eines strafrechtlichen Vollstreckungsverbots. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1467 
BGH, Beseht. v. 28. 5. 2020 - V ZB 56/19 

Anfechtbarkeit der Verrechnungen auf einem Girokonto; Anforderungen an eine „kalte Zwangsverwaltung" . . . . . . . . 1471 
BGH, V rt. v. 30. 4. 2020 - lX ZR 162/16 A 

0\1 TSBie(, 
Anfechtbarkeit einer Direktversicherung zur betrieblichen Altersversorgung -~~-- J :;, . . . . . . . . . . . . 1476 -~" ,..( \ BGH, Urt. v. 20. 5. 2020-NZR 151/19 ;;,; ~/ 

Notwendige Kosten der Zwangsvollstreckung ; .. - .. , : .. -:_. , .. 1 T· . ~. . . . . . . . . . 1478 
BGH, Beseht. v. 5. 3. 2020- I ZB 50/19 1 ::\ · ._, _ _J § 
Aufnahme von Bewerber in Vorauswahlliste zum Insolvenzverwalter in Abhängigk~i't,von per gerichtlich. 
Fragebogen ermittelten Punktewerts .\,{1 A'j,- --;<~-'::. . . . . . . . . . . . 1481 
KG, Beseht. v. 14. 5. 2020-1 VA 17117 " Su/1/rvc'i'--s 
Eintragung des Erlöschens einer Firma; beendete Liquidation...... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1489 
KG, Beseht. v. 23. 7. 2019-22 W29/18 

Verjährung insolvenzrechtlicher Anfechtungsansprüche bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Gläubigers . . . . . . . . . . . 1490 
OLG Schleswig, Urt. v. 26. 6. 2019- 9 V 1/19 

·verfahrensunterbrechung bei Insolvenzeröffnung über Berufsunfähigkeitsversicherung.......................... 1495 
LG Frankfurt/M., Zwischenurt. v. 14. 5. 2020-2-23 0 379/15 

Untersagung von (coronabedingt) einberufener virtueller-Hauptversammlung einer AG......... . . . . . . . . . . . . . . . . . 1496 
LG München I, Beseht. v. 26. 5. 2020 - 5 HK O 6378/20 

• Insolvenzsteuerrecht 

Steuerliches Vollstreckungsverbot nach Anzeige von Masseunzulänglichkeit - . 1498 
FG Düsseldorf, Beseht. v. 6. 5. 2020-5 V 2487119 A(U,KV,AO) 



II Inhaltsverzeichnis ZinsO 28/2020 

Verfahrensrecht 

Anforderungen an die Berufungsbegründung . 
BGH, Beseht. v. 7. 5. 2020 - IX ZB 62/18 

Folgen der Unterbrechung eines Prozesses über persönliche Gesellschafterhaftung durch Insolvenzverfahren über 
GbR für Kostentragungspflicht . 
KG, Beseht. v. 28. 3. 2019- 19 W 129/18 

1502 

1503 

HERAUSGEBER 
Herausgeber: 

P111f Dr. Christian Berger • RA Dr. Susanne Berner • Michael Bretz • RA D,: Christian 
Brünkmans • RA D,: Jan de Weenh • Prof. Dr Ulrich Foerste • RA Dr. Michael C. Freg« • 
RiAG Frank Frind • RiBGH Prof Dr. Markus Gehrlein • Prof Dr. Hugo Grate • RA Dt: 
Andreas Henkel • WPIS18 Michael Herma1111., • Prof Dr: Heribert Hirte • RA Martin 
Horstkotte • Präs. LG a.D. Prof. Dr. Michael Huber» RA Peter J. Hützen» lliAG 0,: Peter 
Laroche • Prof Dr. Wo/fga11g Marotzke • RA Prof Dr. TorSTe11 Martini • PO Dr. Sebastian 
Mock • RA Patrick Mlickl • Prof D,: Bettlna Nunner-Krautgasser • RA Dr: Manfred Ober­ 
miiller » \lfJ/\1. RiOLG Dr. Diel//1111· Onusseit • 1/A Prvf Dr: Klaus Pm111e11 • RißGH a.D. 
Prof Dr: Gerhard Pape • RA Dr. Christoph Poertrgen • RA Stephan Ries» Prof Dr. Tho­ 
mas Rö1111a11 • Vors. RiOLG Katrin va11 Rossum • Proj. Dr. Jessica Schmidt • l?A Ralph Veit 
• RiBGH a.D. Gerhard Vill• OStA Raimund Weyand 

Schriftleitung: 
RA Prvf Dr. Ha11s Haarmeyer 

Gründungsherausgeber: 

llißGH a.D, Hans-Peter Kirchhof'» Vors. RiBGH t1.0. Dr: Gerhan Krefr •Var. RiLAG a.D. 
Ernst-Dieter Burscheid • RiBG/1 Prof: Dr. Gerhard Pape • Prof Udo Hintren • Prof Dr: 
Heribert Hirte» RA Dr. Manji·ed Obermütter» RA Wolfgang Wu1zke • RA Dr: Karsten Fiimer 
• Michael Brett; • Prof: Dr. Hugo Grote • RA Mar1i11 Notthoff» Dipl.-Kf,11./St/J Gerd Scholien 
• OStA Raimund Weyand - Ehemalige Herausgeber: • RA Dr: Karen Kuder • RA Dr. Nar­ 
ben Küpper • RiBGH a.D. Prof D,: Lw, Strohn 

Urheber- und Verlagsrechte: 
Annahme nur von Originalaujsützen, die ausschließliah dem Verlag Ull" Alleinverwertung 
in allen Medien angeboten werden. Mit der Amwhme des Mmwskripls durch den Verlag 
über1räg1 der Auror dem \-erlag filr die Dauer von vier Jahren das aus.\"ChliejJ/iche. danach 
das einfache Nwzw1g~Tech1. Das Nutz.wzgsrecJ11 umfasst insbesondere aud1 die Be,fu.[!nis 
zur Binspeichenmg in Dmenbanken ·mvie z.ur weiteren Veniielfiiiligung im Wt::ge fätome~ 
clumischer oder elektronischer Verfahre11. einschl. Diskeuen, CD-ROM, D\/0 1111d 011- 
line•Die,1scen. 
Die Zeilschriji u11d alle in ihr e11rha/1e11e11 Beiträge wul Abhild1111gen si11d urheberreclu­ 
lich geschlitzt. Mir Ausnahme der gesetzlich zugelassenen Fälle ist eine VerwerrwiR 
ohne Einwilligung des Verlages w1zu/iissi,~. 

IM}!RESSUM 
Wallers K/111ver De111 ·chlarul GmbH 
Woilers-K/11wer-S1r. 1, 50354 Hürlh 
h11p:/Jwww.wo/1er.,kl11wer-011lir1e.ddinsolve11zmcht 
K1mdemervice: (0 26 31) 80/-22 22 
ßnchei11u11gsweise: .,vöc:hentlich 
Auzeige11verkauf: Janasch Kleibri11k 
Telefon: (0 22 33) 37 60-77 19 
E-Mail: Janusch.Kleibr·ir1k@wo/1ersk/11wer:co111 
Am.eige11disposition: Kari11 Odening 
Telefon (0 22 33! 37 60-77 60 
E-Mail: anzeige11.@wolterskfuwe1:com 
Schriftleiter: Rec/rtsanwafl Prof Dr. iur. Hans Haarmeyer 
E-Mail: hans.haarmeyer@1-o11line.de 
Mw111skrip1e uud Ur1eilsei11reic/11mge11 erbeten a11 den Schrif1leiter 
Redaktio11: Anke Lf,sch, Ka1hri11 Gehrlei11 
Wolters-Kluwer-S11: I. 50354 Hiirlh 
Telefon: /0 22 33) 37 60-70 69 
E-Mail: Zl11sO.redaktion@wolrerskluwer.com 
Eime11du11g vo11 E11t•cheid1mge11 
Eingestuulre Entscheidwtgtm werden 1111r dann iur Vt!röjfentliclumg 
angenommen, wenn sie z.m•or tm.ouymisiert worden sind. 

Bezugspreis zzgl. Versa11dkoste11 
Jahresabo11nemet11: € 738.00 
Preis für das Einzelheft: € 29,00 
Kündigu11gsfrist: 
6 Woche11 z11111 J::11tle des Bezugsjahres 
lferstelltmg: Williams Lea & 1,,g GmbH, Mt111che11 

lSSN 2568-6380 



ZEITSCHRIFT FÜR DAS GESAMTE BANK- UND ßöRSENWESEN 

JOURNAL OF BANKING AND FINANCIAL RESEARCH 

68. JAHRGANG 

begründet von em. o. Univ-Prof. Dr. Dr. h.c. Hans Krasensky 

INHALTSVERZEICHNIS Juu 2020 

Newsline 
Franz Rudorfer 

Neues in Kürze 
Dominik Damm 

441 

457 

Börseblick- Österreichischer Aktienmarkt: Nachhaltigkeit als Treiber 
Ingrid Szeiler 459 

ABHANDLUNGEN 

Vertragsänderung durch Erklärungsfiktion 
Hans Christoph Grigoleit 
Frühzeitige Auszahlung von Festgeldern: 
Berücksichtigung in der Liquidity Coverage Ratio (LCR)? 
Thomas Stern 
Aufsichtsrechtliche Implikationen der COVID-19-Krise 
und Maßnahmen der Aufsichtsbehörden 
Georg John 

BERICHTE UND ANALYSEN 

Was ist eigentlich ... Price Perception? 
Ewald Judt / Claudia Klausegger 

460 

501 

RECHTSPRECHUNG DES OGH 

2680. Zur Zulässigkeit von B2B-Mindestverzinsungsklauseln. 
OGH 22. 1. 2020, 3 Ob 189/19v 
2681. Höhe und Verjährung von Vergütungszinsen. 
OGH 24.4.2020, 7 Ob 10/20a 
2682. Haftung der Bank wegen Zuordnungsfehlers von Sparbüchern. 
OGH 28. 1. 2020, 4 Ob 209/19t 
2683. Akteneinsicht eines Gläubigers der Erbens in den Verlassenschaftsakt. 
OGH 17.12.2019, 2 Ob 37/19h 
2684. Negative Feststellungsklage wegen Klagsdrohung. 
OGH 24.1.2020, 8 Ob 137/19h 
2685. Berücksichtigung „ versteckter" Sparbücher im Pflichtteilsprozess. 
OGH 30.1.2020, 2 Ob 226/19b 
2686. Absolute Nichtigkeit aufgrund verbotener Einlagenrückgewähr. 
OGH 20.2.2020, 6 Ob 18/20w 

503 

504 

507 

509 

510 

511 

512 

ERKENNTNISSE DES EuGH 
100. Die Klausel-RL kommt auf eine Klausel in einem Hypothekarkreditvertrag zwischen 
einem Gewerbetreibenden und einem Verbraucher zur Anwendung, nach der der anwendbare 
Zinssatz auf einem in nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Referenzindex beruht, 
sofern die nationalen Vorschriften weder die verbindliche, noch die dispositive Anwendung 
dieses Indizes vorsehen. 
EuGH (große Kammer) 3.3.2020, C-125/18, Marc G6mez del Moral Guasch/Bankia SA _ 513 



f ACHLITERATUR 519 

AUSSCHREIBUNG ZFR-AWARD 2020 502 

ßANKRECHTSFORUM 2020 520 

In diesem Heft inserieren: BKS Bank, U 3; Linde Verlag, S. 459,478,500; OeKB, U 2. 

Die Inhalte des Österreichischen BankArchivs sind in folgenden Fachdatenbanken verfügbar: 
LexisNexis® Online - www.lexisnexis.at (Beiträge und Rsp als Volltext ab 2002); 
Lindeonline - www.lindeonline.at (Beiträge und Rsp als Volltext ab 2009); 
RDB Rechtsdatenbank - www.rdb.at (Beiträge und Rsp als Volltext ab 2003); 
RIDA Rechts-Index-Datenbank - www.rida.at (Beiträge und Rsp als Volltext ab 2003). 

IMPRESSUM 

Das Bank-Archiv ist eine unabhängige Fachzeitschrift für das gesamte Geld-, Bank- und Börsewesen mit dem Ziel der Veröffentlichung einschlägiger 
Informationen für Wissenschaft und Praxis. Es wurde 1953 von o. Univ.-Prof. Dr. h.c. Dr. Hans Krasensky als Österreichisches Bank-Archiv begründet und 
wird seit 1988 als Bank-Archiv geführt (Zitierweise ÖBA). Für den Inhalt der einzelnen Beiträge tragen ausschließlich die Autoren die wissenschaftliche 
Verantwortung. Das Bank-Archiv veröffentlicht ausschließlich Originalmanuskripte. Manuskripte sind an die Redaktion, Frankgasse 10/7, A l090 Wien, 
zu senden. Die Autoren verpflichten sich mit der Einsendung der Manuskripte, diese bis zur Entscheidung über die Annahme nicht anderweitig zur Ver­ 
öffentlichung anzubieten. Für unaufgefordert eingereichte Manuskripte wird keine Gewähr übernommen. Für die Manuskriptrichtlinien siehe http://www. 
bwg.at > BankVerlag > ÖBA >Autoren-Richtlinien-Als Abhandlungen gekennzeichnete Beiträge unterliegen ausnahmslos dem international üblichen 
Double-Blind-Review-Verfahren. 
Eigentümer und Herausgeber: Österreichische Bankwissenschaftliche Gesellschaft, Frankgasse I0/7, A l090 Wien, Tel.: +431 / 533 50 50, 
Fax: +43 l / 533 50 50 33, e-mail: office@bwg.at-Schriftleitung: Dr. Markus B1111k- Herausgeber: Univ.-Prof. Dr. Peter Bydlinski; Univ.-Prof. Dr. Markus 
Dellinger; Univ.-Prof. Dr. Susanne Kalss; RA Dr. Markus Kellner; Prof. (FH) Mag. Otto Lucius; ao. Univ.-Prof. Dr. Roland Mestel; RA Priv.-Doz. MMag. 
Dr. Martin Oppitz; Univ.-Prof. Dr. Stephan Pa11l; Univ.-Prof. Dr. Stefan Pichler; RA Univ.-Prof. Dr. Christian Rabl; Univ.-Prof. Dr. Alexander Schoppet; 
Univ.-Prof. Dr. Martin Spitzer; Univ.-Prof. Dr. Peter Steiner; Univ.-Prof. Dr. Karl Stoger= Herausgeberbeirat: Univ.-Prof. Dr. Matthias Bank, CFA: Hofrätin 
des OGH Hon.-Prof. Dr. Wilma Dehn; Prof. Dr. Andreas Dombrei; Präsidentin des OGH i.R. Hon.-Prof. Dr. Irmgard Griss; Dir. Univ.-Prof. Dr. Andreas 
Grtinbichler; Univ.-Prof. Dr. Michael Hanke: Prof.(FH) Dr. Armin Karnmel, LL.M. (London), MBA (CLU); Hon.-Prof. Dir. Dr. Bernhard Koch; o. Univ.­ 
Prof. i.R. Dr. Dr. h.c. Helmut Koriol; Univ.-Prof. Dr. Brigitta Lurger. 
Verleger: (Offenlegung gern.§ 25 Abs I bis 3 Mediengesetz) LINDE VERLAG Ges.m.b.H., Scheydgasse 24, A 12!0 Wien, Tel.: +43 1 24 630 Serie. 
Gesellschafter: Die Verlassenschaft nach Herrn Axel Jentzsch (mit 99%) und Mag. Andreas Jentzscli (mit 1 %). Geschäftsführer: Mag. Klaus Kornherr I 
BankVerlagWien, Frankgasse 10/7, A l090 Wien. Unternehmensgegenstand: Verlag wissenschaftlicher Bücher und Zeitschriften, insb. der Zeitschrift 
BankArchiv, der Bankwissenschaftlichen Schriftenreihe und der Diskussionsreihe Bank & Börse. Der Bank Verlag Wien ist eine Abteilung der 
Österreichischen Bankwissenschaftlichen Gesellschaft, gemeinnütziger Verein. Geschäftsführer: Dr. Markus Bunk, Frankgasse l0/7, A 1090 Wien, 
Tel.: +43 1 533 50 50 - Herstellung: Satz: Dipl.-HTL-Ing. Franz König, BEd, Niederreiterberggasse 13/2/1, A 1230 Wien, Tel.: 0664/735 88 450: 
Druck: novographic Druck GmbH., Walter-Jurmann-Gasse 9, A 1230 Wien, Tel.: 01/888 26 73. 
Bestellinformation: ISSN 1015-1516. Erscheinungsweise: monatlich. Bestellungen nehmen jede Buchhandlung oder der Linde Verlag entgegen. Jahres­ 
abonnement 2020: € 286 inkl. 10% Mehrwertsteuer zzgl. Versandkosten. Unterbleibt die Abbestellung, so läuft das Abonnement automatisch zu den jeweils 
gültigen Konditionen auf ein Jahr weiter. Abbestellungen sind nur zum Ende eines Jahrganges möglich und müssen bis jeweils spätestens 30. November 
schriftlich erfolgen. Der Bezugspreis ist im Voraus zahlbar. Anzeigenaufträge werden vom Linde Verlag, Fr. Hladik, Tel.: +431 24 630-19, E-Mail: gabriele. 
hladik@lindeverlag.at, entgegengenommen. 
Urheberrechte: Die in dieser Zeitschrift veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt.Alle Rechte, insbesondere das der Übersetzung in fremde 
Sprachen, vorbehalten. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenbanken und ähnlichen Einrichtungen. Kein Teil dieser Zeitschrift darf außerhalb der 
Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ohne schriftliche Genehmigung des Verlages in irgendeiner Form - durch Photokopie, Mikrofilm oder andere Ver­ 
fahren - reproduziert oder in eine von Maschinen, insbesondere von Datenverarbeitungsanlagen verwendbare Sprache übertragen werden.Auch die Rechte 
der Wiedergabe insbesondere durch Vortrag, Funk- und Fernsehsendungen, im Magnettonverfahren oder auf elektronischem, digitalem oder ähnlichem 
Wege bleiben vorbehalten. 
Für den Fall der Annahme und Veröffentlichung des eingereichten Manuskriptes geht das zeitlich und räumlich unbeschränkte, ausschließliche Werk­ 
nutzungsrecht für alle Sprachen vom Autor/von den Autoren an den Verlag über. Dies gilt insbesondere für das Recht auf Vervielfältigung in allen technischen 
Verfahren, der Verbreitung, öffentlichen Wiedergabe und Verwertung in jedweder, auch elektronischer Form. Letztere schließt insbesondere das Recht der 
Speicherung in Datenbanken, der Vervielfältigung auf Speichermedien aller Art, der Ausgabe aus Datenbanken in allen Formen einschließlich der Sendung 
sowie der Verbreitung von Vervielfältigungsstücken an die Benutzer von Datenbanken ein. Die Einreichung des Manuskriptes gilt als diesbezügliche 
Erklärung des Einverständnisses zur Einräumung sämtlicher Rechte durch den Autor/die Autoren. Bei Beiträgen von Arbeitsgruppen wird vorausgesetzt, 
dass die Publikation von allen beteiligten Autoren genehmigt wurde und dass alle mit der Einräumung sämtlicher Rechte an den Verlag einverstanden sind. 
Mit dem für Artikel und druckfertige Entscheidungen an den/die Verfasser zu vom Eigentümer und Herausgeber festgesetzten Sätzen geleisteten Honorar 
ist die Übertragung sämtlicher Rechte abgegolten. Zugleich erlischt damit die AusschJießlichkeit des eingeräumten Verlagsrechts nicht mit Ablauf des dem 
Jahr des Erscheinens des Beitrags folgenden Kalenderjahres. Dieser Zeitraum gilt keinesfalls für die Verwertung durch Datenbanken. 
Es wird darauf verwiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und eine Haftung des Verla?es, cl~~ 
Herausgebers oder der Autoren ausgeschlossen ist. Die Wiedergabe von Gebrauchsnamen, Handelsnamen, Warenbezeichnungen usw. in dieser Ze1tsch~·tf~ 
berechtigt auch ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der Annahme, dass solche Namen im Sinne der Waren- und Markenschutz-Gesetzgebung als frei 
zu betrachten wären und daher von jedermann benützt werden dürften. . 
Es wird weiterhin auf die AGB für Zeitschriftenautoren des Linde Verlags verwiesen (www.lindeverlag.at/agb.): Die Autorin bzw. der Autor räu~t dem 
Linde Verlag für die Dauer des Vertrages alle durch die Verwertungsgesellschaft Literat· Mechana wahrgenommenen Rechte und gesetzlichen Ver.gutt:ng\ 
und Beteiligungsansprüche nach deren Satzung, Wahrnehmungsvertrag und Verteilungsplan zur gemeinsamen Einbringung ein. Der Autor 15

~ < ~::1 
einverstanden, dass der Linde Verlag den ihm nach den jeweils geltenden Verteilungsplänen der Verwertungsgesellschaft Lirerar Me~han~z~te bei der 
Verlagsanteil direkt ausgezahlt erhält, wobei sich der Autor verpflichtet, der Literar Mechana gegenüber die Rechtseinräumun_g an den Linde er ~g haften 
Werkmeldung zu bestätigen. Der Anteil des Autors bleibt davon unberührt. Für die Auszahlung und Abrechnung der durch die verwertungsgcss sc ' 
wahrgenommenen Rechte und gesetzlichen Vergütungs- und Beteiligungsansprüche gelten deren Verteilungsbestimmungen. 
Das ÖBA richtet sich an Leser beiderlei Geschlechts. Der einfacheren Lesbarkeit halber wird die männliche Form verwendet. 
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